
Bauern (Klein-, Mittel- und Großbauern), die wegen 
Nichterfüllung der Ablieferungspflicht angeklagt 
worden sind, unbeschadet der Höhe der zu erwar­
tenden oder der bereits erkannten, aber noch nicht 
rechtskräftigen Strafe, ist eine wesentliche Kor­
rektur der bisherigen Linie und wird entscheidend 
zur Festigung der wirtschaftlichen Lage dieser Be­
völkerungsteile beitragen.

Ferner wird die von den Gerichten z. Z. vorge­
nommene Einstellung der Strafverfahren wegen 
rückständiger Abgaben aus dem Jahr 1951 und 
früher in allen Fällen besonders den Interessen der 
Handwerker, der privaten Industrie und anderer 
Schichten des Mittelstandes entsprechen und ihre 
Initiative zur Mitarbeit an der Entwicklung einer 
blühenden Friedenswirtschaft stärken. Schließlich 
wird die durch den Staatsanwalt vorzunehmende 
Überprüfung der Strafverfahren nach dem Handels­
schutzgesetz, in denen keine höhere Strafe als eine 
Mindeststrafe ausgesprochen oder zu erwarten ist, 
wesentlich zur Beseitigung der Mißstimmung in 
breiten Bevölkerungsschichten beitragen.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die schnelle, 
konsequente und unbürokratische Durchführung aller 
Maßnahmen, die sich aus den Regierungsbeschlüssen 
für die Arbeit der Justiz ergeben, weitgehend dazu 
beitragen wird, das Vertrauen in die demokratische 
Rechtspflege weiter und erneut zu stärken. Ent­
scheidend ist, daß unsere Richter und Staatsanwälte 
die große politische Bedeutung erkennen, die sie mit 
der Durchführung dieser Maßnahmen im Hinblick 
auf die Festigung der Rechtssicherheit in unserer 
Republik und im Hinblick auf die Annäherung der 
beiden Teile Deutschlands durch ihre Arbeit un­
mittelbar zu erfüllen haben.

Wie haben unsere Gerichte in der kurzen zurück­
liegenden Zeit diese Schwerpunktaufgabe ihrer 
Arbeit bisher erfüllt?

Die Überprüfung der Strafsachen und Urteile 
wurde von den Justizorganen sofort mit aller Ener­
gie eingeleitet und hat bereits in der ersten Woche, 
nämlich vom 15. Juni bis 20. Juni 1953 zu folgen­
dem Ergebnis geführt:

In diesen wenigen Tagen wurden 4756 Strafver­
fahren bei den Gerichten der Republik einschließlich 
Berlin überprüft. Das ist ein gutes Ergebnis, das 
erneut beweist, daß unsere Richter und Staats­
anwälte mit Eifer und Konsequenz sich bemühen, 
den neuen Kurs unserer Regierung in der Anwen­
dung auf die Arbeit der Justiz schnell durchzusetzen. 
In den Fällen, in denen bereits Anklage erhoben 
wurde, sind 1363 Strafverfahren gegen Personen 
nach § 153 StPO (alte Fassung) eingestellt worden, 
weil die Schuld der Täter gering und die Folgen der 
Tat unbedeutend waren. Beschlüsse nach § 346 
StPO, durch die nach Erlaß des Urteils die Freiheits­
entziehung mit dem Ziel des Straferlasses ausgesetzt 
wurde, sind zugunsten von 1484 Personen ergangen. 
Strafverfahren, in denen die Staatsanwaltschaft 
bereits Anklage bei den Gerichten erhoben hatte, in 
denen aber ein Eröffnungsbeschluß durch das Ge­
richt noch nicht erlassen war, wurden gemäß § 174 
StPO in das staatsanwaltschaftliche Ermittlungsver­
fahren in 927 Fällen zur Überprüfung zurückver­
wiesen mit dem Anheimstellen, die Voraussetzungen 
für eine Einstellung nach § 153 zu überprüfen. 
Ferner wurden 2427 Haftbefehle gegen Personen auf­

gehoben und in 52 Fällen die Aufhebung von Treu­
handschaften (§ 15 WStVO) angeordnet.

Wir können also feststellen, daß durch die Arbeit 
unserer Gerichte und Staatsanwaltschaften in der 
Verwirklichung des neuen Kurses unserer Regierung 
in 6 Tagen rund 2800 Personen von der Strafverfol­
gung freigestellt worden sind. Betrachten wir die 
Ergebnisse bei den einzelnen Gruppen von Straf­
verfahren, so ergibt sich, daß von der Gesamtzahl 
der überprüften 4756 Fälle allein 1759 Fälle auf 
Verfahren wegen Verbrechens gegen das Volks­
eigentumsschutzgesetz entfallen.

Dabei erfolgte Einstellung wegen Geringfügigkeit 
nach § 153 StPO (a. F.) in 652 Fällen, Strafaussetzung 
nach § 346 StPO in 912 Fällen, Zurückverweisung 
an die Staatsanwaltschaft in 275 Fällen und Auf­
hebung des Haftbefehls in 1024 Fällen.

In Wirtschaftsstrafsachen einschließlich Abgabe­
strafsachen und in Verstößen gegen das Handels­
schutzgesetz sowie Befehl 160 wurden 1921 Fälle 
überprüft, 585 Fälle wegen Geringfügigkeit einge­
stellt, in 344 Fällen erfolgte Strafaussetzung, in 505 
Fällen erfolgte Zurückverweisung an die Staats­
anwaltschaft, in 1152 Fällen wurden die Haftbefehle, 
ferner in 50 Fällen Treuhandschaften aufgehoben.

Das ist das Ergebnis der Arbeit unserer Gerichte 
und Staatsanwaltschaften im Verlaufe von 6 Tagen. 
Ein positives Ergebnis, das die Erwartung recht­
fertigt, daß unsere Gerichte und Staatsanwaltschaf­
ten weiter schnell, unbürokratisch und konsequent 
den Willen unserer Regierung verwirklichen werden.

II
Durch den faschistischen Putschversuch vom 

17. Juni 1953 wurden einige Gerichte und Staats­
anwaltschaften an der schnellen weiteren Realisie­
rung der Beschlüsse der Regierung gehindert. Aber 
an keinem Gericht unserer Republik ist diese 
Schwerpunktarbeit zum Erliegen gekommen.

Der niederträchtige Anschlag auf die Deutsche 
Demokratische Republik, der von dem Gegner unter 
Ausnutzung der Mißstimmung einiger Teile der 
Bevölkerung am 17. Juni provoziert wurde, hatte 
selbstverständlich auch unmittelbare Folgen für die 
Arbeit unserer Justizorgane. In einigen Orten un­
serer Republik versuchten die Provokateure, die 
Unzufriedenheit mit gewissen wirtschaftlichen Maß­
nahmen in eine Demonstration gegen die Regierung 
umzufälschen und die Demonstranten zu ungesetz­
lichen Maßnahmen auch gegen die Organe der Justiz 
zu mißbrauchen. Der schändliche Versuch der 
Feinde unseres Volkes, mit dem langvorbereiteten 
Tag X die Deutsche Demokratische Republik auf- 
zuroflen, eine faschistische Macht zu errichten, den 
neuen Kurs der Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik nicht zur Entfaltung kommen 
zu lassen, ist innerhalb von 24 Stunden schmählich 
zusammengebrochen.

Wir meinen, daß dieser Anschlag auf unsere Re­
publik, daß diese einheitliche Lenkung sowohl der 
provokatorischen Ausschreitungen im demokra­
tischen Sektor von Groß-Berlin als auch in einigen 
Städten der Republik, daß dieser gleichzeitige Be­
ginn sowie die gleichen Losungen, unter denen die 
provozierten Demonstrationen stattfanden, auch 
manchem Angestellten in der Justiz die Augen dar­
über geöffnet haben wird, daß unsere Warnungen
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